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SAMMELSTELLE A

SAMMELSTELLEB

EINLEITUNG

1.)Die Sammelstellen wurden durch das Bundesgesetz
vom 13. März 1957 Nr.73 (Auffangorganisationengesetz, AOG) auf
Grund des Artikels 26, § 2 des Staatsvertrages als juristische
Personen des Privatrechtes errichtet.

Der Sammelstelle A wurden alle Ansprüche auf Vermö-
genschaften, gesetzliche Rechte und Interessen im Sinne des
Artikels 26, § 2 des Staatsvertrages übertragen, die Personen
zustanden, welche Am 31. Dezember 1937 der israelitischen
Religionsgemeinschaft angehörten, während der Sammelstelle B
diese Vermögenschaften, gesetzlichen Rechte und Interessen
übertragen wurden, wenn sie Personen zustanden, welche am
31. Dezember 1937 der israelitischen Religionsgemeinschaft
nicht angehört haben.

Das Gesetz vom 13. März 1957 wurde durch die Gesetze
vom 16. Dezember 1958 Nr.258, 3. März 1959 Nr.62, 18. Dezember
1959 Nr.306, 15. Dezember Nr.287 und vom 7. Juli 1966 Nr.144
novelliert.

Die Tätigkeit beider Sammelstellen beruht ferner auf
den Gesetzen vom 17. Mai 1961 Nr.133 (4. Rückstellungsanspruchs-
gesetz), 5. April 1962 Nr.108 (über die Aufteilung der Mittel
der Sammelstellen), vom 5. Juli 1962 Nr.187 (betreffend Ansprü-
che aus Dienstverhältnissen in der Privatwirtschaft), vom
7. Juli 1966 Nr.150 (Sammelstellen-Abgeltungsgesetz) und auf
dem in Kürze in Kraft tretenden Kunst- und Kulturgut-Bereini-
gungsgesetz.

2.)Hätten die beiden Sammelstellen unabhängig von-
einander gearbeitet, so hätten nicht nur beide dieselben Erhe-
bungen durchführen müssen (w,bei sie einander oft in der Arbeit
gestört hätten), sondern sie hätten auch in jedem einzelnen
Fall prüfen müssen, ob ein Verfolgter am 31. Dezember 1937 der



israelitischen Religionsgemeinschaft angehörte oder nicht,
wobei Meinungsverschiedenheiten unvermeidbar gewesen wären.
Die Rückstellungsgegner hätten die aktive Legitimation der
als Rückstellungswerber auftretenden Sammelstelle bestrei-
ten können, wodurch zumindestens dann, wenn die Sammelstel-
le ihren Anspruch von einem Verfolgten ableitete, der seinen
Wohnsitz im Ausland hatte, erhebliche Schwierigkeiten hätten
entstehen können.

3.)Alle diese Schwierigkeiten wurden durch die Ein-
fügung des § 2 Abs.3 des Auffangorganisationsgesetzes und
durch das Verwaltungsübereinkommen vermieden, welches am
27. Juli 1959 zwischen den beiden Sammelstellen geschlossen
wurde.

Auf Grund dieses Übereinkommens übernahm die Sammel-
stelle A für die Sammelstelle B die Ausforschung, Anmeldung
und Verfolgung der Ansprüche, sowie die Verwaltung und Ver-
äußerung des Vermögens der Sammelstelle B. Die Sammelstelle B
bestellte den Geschäftsführer der Sammelstelle A zu ihrem
Geschäftsführer und übernahm jenen Prozentsatz der Verwal-
tungskosten der Sammelstelle A, mit welchem sie am gemeinsa-
men Vermögen beteiligt sein würde.

4.)Dieses Übereinkommen hat sich ausgezeichnet be-
währt. Wenn mar von don notwendigen Auseinandersetzungen
wegen der Teilung des gemeinsamen Vermögens absieht, gab
es zwischen den beiden Sammelstellen nicht einen einzigen
Streit, ja nicht einmal eine einzige Auseinandersetzung.
Die beiden Sammelstellen haben das gemeinsame Vermögen in
vollkommen reibungsloser :bereinstimmung verwaltet, ver-
wertet und verteilt.

5. )Das Verwaltungsübereinkommen hatte zur Folge,
daß die beiden Sammelstellen, soweit es sich um jene Auf-
gaben handelt, die ihnen durch das Auffangorganisation ®n-
gesetz und das 4. Rückstellungsgesetz übertragen wurden
(Sammelseite), eine gemeinsame Geschichte haben.

Das Gleiche gilt für die den Sammelstellen durch
die §§ 7 - 11 des 4. Rückstellungsanspruchsgesetzes und
durch das Gesetz vom 5. Juli 1962 Nr.187 übertragenen
Aufgaben.

Nicht mehr völlig gemeinsam konnten die Aufgaben
gelöst werden, welche den Sammelstellen durch das Bundes-
gesetz vom 5. August 1962 Nr. 108 (Verteilungsseite) über-
tragen wurden.
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Sie haben sich jedoch auch in diesem Falle auf
eine gemeinsame Verwaltung, wenn auch selbstverständlich
mit gesonderter Rechnungsführung und gesonderter Kosten-
verrechnung geeinigt.

Dieser Bericht ist daher ein gemeinsamer Bericht.

6.)Im

Abschnitt I

Abschnitt II

Abschnitt III

Abschnitt IV

Abschnitt V

Abschnitt VI

Abschnitt VII

gemacht werden.

folgenden werden im

die Organe, Statuten und Geschäftsordnun-
gen der Sammelstellen, im

die Sammelseite, im

die Tätigkeit in Billigkeitsfällen, im

das Vermögen der Sammelstellen, seine
Verwaltung und Verwertung, im

die Verteilungsseite, im

die noch verbleibenden vor der Liquidation
zu leistenden Arbeiten dargestellt und im

Vorschläge zur Liquidation

ABSCHNITT I 

Die Organe,Statuten und Geschäftsordnungen der Sammelstellen

A

Das Kuratorium der Sammelstelle A

7.)Von den vom Ministerrat im Jahre 1957 ernann-
ten Mitgliedern des Kuratoriums sind die Herren Dr.Emil
Maurer und Gustav Leitnor durch Tod, die Herren Dr.Rudolf
Braun und Theodore Feder und Zentralinsp3ktor Fritz Kreuter
durch Rücktritt ausgeschieden.

8.)Dem Kuratorium gehören derzeit die Herren
Dr.Ernst Feldsberg als Vorsitzender, Herr: Dr.Ludwig Biró
und Herr .Amtsrat Paul Bernstein als Stellvertreter des
Vorsitzenden, Frau Berta Hirsch uni. die Herron Dr. Charles
Kapralik, Ing.Hermann Kraemer, Regierungsrat Wilhelm
Krell und Dr.Anton Pick als Mitglieder an.



B

Das Kuratorium der Sammelstelle B

9.)Von den vom Ministerrat im Jahre 1957 bestellten
Mitgliedern ist Herr Dr.Felix Propper durch Tod und die Her-
ren Prälat Jakob Fried, Nationalrat Karl Mark, Hofrat Hein-
rich Pawlik, Präsident Dr.Josef Schlüsselberger durch Rück-
tritt ausgeschieden. Von den später ernannten Mitgliedern
schieden Herr Ernst Hein und Herr Bundesrat Rudolf Appel
durch Tod und Herr Prof.Dr.Nillibald Plöchl durch Rücktritt
aus.

Dem Kuratorium gehören derzeit die Herren Amtsrat
Robert Blau als Vorsitzender, Kommerzialrat Franz Kittel
als erster Stellvertreter des Vorsitzenden, Obmann Heinz
Mayer als zweiter Stellvertreter des Vorsitzenden sowie die
Herren Hofrat Anton Stefan Hyross, Kanonikus Monsignore
Dr.Alfred Kostelecky, Gemeinderat Hans Leinkauf, Sekretär
Leo Lesjak und Gemeinderat Dr. Ludwig Soswinski als Mit-
glieder an.

10.)Das Kuratorium hielt (bis zum 28.Mai 1969 ein-
schliesslich) 30 ordentliche und 2 ausserordentliche Sitzun-
gen ab.

C

Die Zuerkennungskommissionen

11.)Die auf Grund des Gesetzes vom 5. April 1962
Nr.108 (über die Aufteilung der Mittel der Sammelstellen)
erlassenen Statuten (Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom
13. Mai 1962) ordneten die Errichtung von Zuerkennungs-
kommissionen an, welche in zweiter Instanz über Einsprüche
gegen Entscheidungen des Geschäftsführers zu entscheiden
haben, durch welche Anträge auf Zuvíendungen abgewiesen
wurden.

12.)Die Sammelstelle A errichtete zwei Zuerkennungs-
kommissionen, von denen eine, bestehend aus Herrn Dr.Kurt
Weihs als Vorsitzendem und Herrn Karl Lazar und Frau Berta
Hirsch als Beisitzende, noch tätig ist.

13.)Durch Artikel XVIII der Statuten der Sammel-
stelle A wurde das Amt des Vertreters der allgemeinen Inte-
ressen geschaffen, dem die Akten vor ihrer Vorlage an die
Zuerkennungskommission zur Kenntnis zu bringen sind, deran den Sitzungen der Zuerkennungskommission teilnehmen undgegen die Entscheidung der Zuerkennungskommission Einspruchan das Kuratorium erheben kann.
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Zum Vertreter der allgemeinen Interessen wurde
Herr Dr.Ernst Feldsberg bestellt, dessen Funktion durch
seine Bestellung zum Vorsitzenden des Kuratoriums erloschen
ist. Da weitere abweisende Beschlüsse des Geschäftsführers
nicht zu erwarten sind, wird von der Bestellung eines neuen
Vertreters der allgemeinen Interessen abgesehen.

14.)Die Sammelstelle B errichtete für den Teil I
eine Zuerkennungskommission, deren Mitglieder jetzt die Her-
ren Ministerialrat Dr.Alfons Just und Rechtsanwalt Dr. Hans
Eisenschimmel und Frau Charlotte Lasch sind, während die
Zuerkennungskommission für den Teil II aus den Herren Franz
Heigelmayr, Fritz Haller-Heimann und Dr.Franz Danimann be-
steht.

T)

Der Geschäftsführer

15.)Mit Beschluss des Kuratoriums der Sammelstelle A
von 30. Oktober 1957 wurde ich zum Geschäftsführer der Sam-
melstelle A und mit Beschluss des Kuratoriums der Sammelstel-
le B vom 31. Juli 1959 zum Geschäftsführer der Sammelstelle B
bestellt.

E

Statuten

16.)Zur Durchführung der den Sammelstellen durch
das Gesetz vom 5. April 1962 Nr. 1o8 (Verteilung) übertra-
genen Aufgaben wurden von jeder der Sammelstellen Statuten
beschlossen, welche vom Bundesministerium für Inneres am
9. Mai 1962 genehmigt wurden. Die Statuten wurden am 13.Mai
1962 im Amtsblatt zur Wiener Zeitung veröffentlicht.

17.)Nach den Statuten der Sammelstelle A hat diese
72 % für Zuwendungen an individuelle Verfolgte und 28 % für
kollektive soziale Zwecke zu verwenden. Die Sammelstelle B
hat 15 Millionen S. an rassisch Verfolgte zu verteilen,
welche am 31. Dezember 1937 nicht der israelitischen Reli-
gionsgemeinschaft angehörten (Teil I), 80 % des Restes sind
an andere als rassisch Verfolgte zu verteilen (Teil II),
20 % sowie die Überschüsse der Teile I und II sind für kol-
lektive soziale Zwecke (Teil III) zu verwenden.



18.)Die Statuten der Sammelstelle A und der Sammel-

stelle B wurden mit Bescheid des Bundesministeriums für

Inneres vom B. Februar 1966 geändert. Es wurden Bestimmungen

über die Verwendung der nicht zur Gänze verteilbaren Mittel

und des Vorgehens getroffen, welches in jenen Fällen anzu-

wenden ist, in welchen Antragsteller nicht auffindbar sind.

F

Die Geschäftshrdnungen

19.)Die Geschäftsordnung der Sammelstelle A wurde

im Amtsblatt zur Wiener Zeitung am 15. Mai 1959, die Ge-
schäftsordnung der Sammelstelle B am 21. Oktober 1959 veröf-
fentlicht.

Nach Erlass des Gesetzes vom 5. April 1962

Nr.1o8 (Verteilungsgesetz) und der Statuten wurden die durch

die neuen Aufgaben der Sammelstellen notwendig gewordenen

Änderungen und Ergänzungen der Geschäftsordnungen für die

Sammelstelle A am 6. November 1962 und für die Sammelstelle B

am 10. Oktober 1962 genehmigt.

G

Sitz der Sammelstellen

20.)Die beiden Sammelstellen hatten ihrem gemeinsamen

Büroräume zuerst in Wien VI., Königseggasse 10. Sie übersie-

delten dann nach w?iiien II, Taborstrasse 4-6. Derzeit benützen

sie unter der gleichen Adresse die Räume des Fonds zur Hilfe-

leistung an politisch Vrfolgte, die ihren Wohnsitz und stän-

digen Aufenthalt im Ausland haben (Hilfsfonds). Die Sammel-

stellen haben gemeinsam mit dem Hilfsfonds und dem Fonds zur

Abgeltung von Vermögensverlusten politisch Verfolgter (Abgel-

tungsfonds) ein Archiv in Wien XV, Clementinengasse 17.

Die Übergabe der Archive an das Staatsarchiv

wird vorbereitet.
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ABSCU1~,TiTT II

Die ;amri(;lseite

A

Liegenschaften

21.)Es war von vornherein klar, dass der wesentliche
Teil des unbeanspruchten Vermögens aus Liegenschaften und
Liegenschaftsanteilen bestehen würde. Die Suche nach dem unbe-
an:-pruchten unbeweglichen Vermögen war auf folgende Überlegun-
gen gestützt:

a) Da die Anmeldung nach der Verordnung vom 26. April
1938 unter schwersten Strafsanktionen stand, war anzu-
nehmen, dass alle Juden, die nicht schon vor dem 30.
Juni 1938 Österreich verlassen hatten, ihre Liegen-
schaften anmeldeten.

b) Die Anmeldungen auf Grund der Verord.nurw vom 26. April
1938 sind zu einem grossen Teil erhalten geblieben.
Im Archiv des Bundesministeriums für Finanzen gibt es
63.345 derartige Anmeldungen, einige mehr in den Archi-
ven der Landeshauptst'dte.

c) Als weitere Quelle zur Erfassung unbeanspruchter Lie-
genschaften konnte die im Bundesministerium für Finan-
zen bestehende Sammlung der Anmeldungen nach Art.26,2
des Staatsvertrages dienen.

d) Aus den Entscheidungssammlungen der Rückstellungs-
kommission konnten diejenigen Liegenschaften festge-
stellt werden, die von den Verfolgten (oder deren
Erben) beansprucht worden waren.

e) Wenn dann die Ergebnisse der Prüfung der Vermögensan-
meldungen aus dem Jahre 1938 und dar Anmeldungen nach
Art. 26,2 des Staatsvertrages den Ergebnissen der
Prüfung der Rückstellungsverfahren gegenüber gestellt
wurden, so mussten jene Liegenschaften bleiben, welche
unbeansprucht geblieben waren.



22.)Da jedoch nicht alle Vermögensanmeldungen erhal-
ten geblieben sind und da die Vermögensanmeldungen das Ver-
mögen jener nicht erfassen, die vor dem 30. Juni 1938 ausge-
wandert waren, mussten noch geprüft werden:

a) die Akten das Oberfinanzpräsidenten

b) die sogenannten Deportiertenakten

c) die Aufzeichnungen der Kultusgemeinde Wien, welche
schon seit 1946 Erhebungen über rückstellungspflich-
tiges Vermögen durchgeführt hatte

d) die Grundbücher und die Grundbuchsakten

e) die beim Justizministerium verwahrten Grundbuchs-
auszüge betreffend Entziehungen

f) die Hausverwalterlisten

g) die Liegonschaftsakten der Vermögensverkehrsstelle.

23.)Besondors umfangreich war die mit der Prüfung der
Grundbücher verbundene Arbeit. Sie wurde teils durch Ange-
stellte der Sammelstelle, toils durch nichtangestellte Mit-
arbeiter durchgeführt.

24.)Nachdem die Akten der Rückstellungskommissionen
mit den Ergebnissen der anderen Erhebungen verclichen worden
waren, verblieben 19.447 scheinbar unbeanspruchte Liegen-
schaften. Ehe Rückstellungsansprüche geltend gemacht wurden,
mussten diese 19.447 Fälle genauer geprüft werden. Jedes
andere Vorgehen hätte zu katastrophaler `Jberlastung der
Rückstellu.nskor:missionen, zu außerordentlicher Beunruhigung
der Bevölkerung und zu einer ruinösen Belastung der Sammel-
stellen mit Prozesskosten geführt.

25.)Diese weitere Prüfung der scheinbar unbeanspruch-
ten Liegenschaften erforderte neuerliche Einsicht in die
Grundbücher, Einsicht in die Grundbuchsurkunden und genaue
Prüfung der Akten der Räc'-s tellungskommissionen. Anlässlich
der neuerlichen Einsicht in die Grundbücher wurden nunmehr
auch die Kaufpreise, die bei den Entziehungsverkäufen ge-
zahlt worden waren und das weitere Schicksal der Liegenschaft
festgehalten. Es wurde auch vrmerkt, unter welcher Geschäfts-
zahl das trbertragungsgeschäft von der VVSt genehmigt worden
war und ob der Kaufvertrag eine Genehmigungsklausel enthielt.
Das Ergebnis dieser neuen Prüfung wurde in 3896 "Meldungen"
nach dem 3. Rückstellungsgesetz und 256 Meldungen nach dem
2. Rückstellun sgesetz zusammengefasst. Damit waren jene
Fälle fest gestellt, bei denen es sich mit grösster Wahrschein-
lichkeit um unbeanspruchte entzogene Liegenschaften handelte.



26.)Diese "Meldungen" wurden von Juristen weiter-
bearbeitet, welche die zur Beurteilung des Falles noch feh-
lenden Unterlagen beschafften und die sich aus den Meldungen
ergebenden Rückstellungspflichtigen zu einer Besprechung ein-
luden. Bei dieser Besprechung sollte vor allem festgestellt
warden, ob der Gegner Einwendungen geltend machen könnte,
welche aus den Akten nicht ersichtlich waren, z.B. einen
außergerichtlichen Vergleich odor einen außergerichtlichen
Verzicht usw. usw.

Bei dieser Besprechung konnten die Gegner auch
gebeten werden, Kaufverträge und andere Urkunden zur Verfü-
gung zu stellen, die sofort fotokopiert wurden. Auf diese
Meise war es möglich, die Akten der Sammelstellen ohne
erhebliche Kosten zu komplettieren.

27.)Die Methode, die Gegner einzuladen, statt so-
fort einen Rückstellungsantrag zu überreichen, hat sich
außerordentlich bewährt. In einigen Fällen ergab sich aus
der Besprechung mit dem Gegner und den von ihm vorgelegten
Urkunden, dass ein Rückstellungsanspruch mit Erfolg nicht
geltend gemacht werden könnte. Es konnten Irrtümer in den
Adressen, die zu Zustellungsanständen geführt hätten, kirri-
giert werden. In den meisten Fällen könnten Verhandlungei
eingeleitet werden, die zu einem Vergleich führten, der zwar
fast immer vor der Rückstellungskommission pritokolliert wur-
de, aber schon vor der Überreichung des Rückstellungsantrages
vereinbart worden war.

Nur in ganz wenigen Fällen sind die eingeladenen
Gegner nicht erschienen und nur in einem Falle wurde eine In-
formation (außergerichtlicher Vergleich) vorenthalten, die im
Verfahren zur Abweisung des Rückstellungsantrages führte.

28.)Von den die Liegenschaften betreffenden Meldun-
gen wurden 2.295 auf Grund dieser außergerichtlichen Verhand-
lung nicht weiter verfolgt.

In 1.209 Fällen wurden Rückstellungsanträge
überreicht.

29.)Bis auf 67 Fälle wurden alle anhängig gemachten
Verfahren verglichen. Die 67 strittigen Fälle sind bis auf
einen Fall, der heute noch in 3. Instanz anhängig ist (er
wurde in 2.Instanz zu Gunsten der Sammelstelle entschieden)
erledigt. Der noch unerledigte Fall ist seit dem Jahre 1960
anhängig. Sollte die Oberste Rückstellungskommission die
für uns günstige Entscheidung bestätigen, wäre dann immer
noch das Abrechnungsverfahren durchzuführen.
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Die Geschichte dieses noch anhängigen Verfahrens

zeigt, wie zweckmäßig es war, die Rückstellungsverfahren

wenn möglich zu vergleichen. wäre dies nicht geschehen, so

wären offenbar auch noch heute zahlreiche Fälle anhängig

und der Zeitpunkt der Liquidation der SammLlste llen nicht

abzusehen.

30.)`Nie sich aus dem Gesamtrechnungsabschluß für die

Zeit vom 1. Jänner 1958 bis 31. Dezember 1968 (Beilage A)

ergibt, haben die Sammelstellen (nach Abzug von

S 16,702.372,80, welche für Geschäfte erzielt wurden) aus

Liegenschaftsverglichen S 83,385.259,75 erhalten.

31.)Den Liegenschaftsvergleichen wurden die durch

gerichtlich beesidete Sachverständige festgestellten Werte

zugrunde g:legt, auf welche bei sofortigem Vergleich ein

Nachlass von meistens 20 % gewährt wurde. Höhere Nachlässe

wurden gewährt, wenn dies die Rechtslage ratsam erscheinen

liess.

32.)Uberjeden Vergleich habe ich unter Darlegung des

wesentlichen Tatbestandes den Kuratorien berichtet.

Vergleiche, die einen Streitwert von über S 20.000.-

zum Gegenstand hatten, waren von beiden Kuratorien zu genehmi-

gen.

B

Geschäfte 

33.)Bei der Ausforschung der unbeanspruchten entzo-

g,_ nen Geschäfte und der Geltendmachung von Ansprüchen auf

diese Geschäfte wurden grundsätzlich dieselben Methoden an-

g wandt wie bei der Ausforschung und Geltendmachung der

unbeanspruchten und entzogenen Liegenschaften. Außer den

b reits genannten Akten mussten aber noch die Handels- und

Gewerberegister sowie 16.300 Arisierun-sakten und 29.000

Abwicklerakton durchgesohn e erd n.

34.) Überdies musste an Ort und Stelle festgestellt

werden, ob das entzogene Unt:rn~hmen noch existiert, insbe-

sondere ob es nicht etwa durch Kriegseinwirkung zerstört

worden war. War das Geschäft nicht zu finden, musste durc
h

Erhebungen in der Nachbarschaft des ursprünglichen Stand-

platzes geprüft werden, ob nicht etwa nur eine geringfügige

Ortsveränderung vorgenommen worden war.
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Wurde am Ort des entzogenen Geschäftes oder in
dessen unmittelbarer Nähe ein Geschäft der gleichen oder
ähnlichen Branche gefunden, dann wurde durch Unterredung
mit dem jetzigen Geschäftsinhaber und durch sonstige Erhe-
bungen geprüft, ob zwischen dem jetzigen Geschäft und dem
Geschäft des Verfolgten eine rechtliche Verbindung bestand
und ob etwa der jetzige Inhaber sich mit dem Verfolgten
oder dessen Erben auPergerichtlich verglichen oder einen
außergerichtlichen Verzicht erhalten haute.

In Wien und in den Bundesländern wurden etwa
40.000 Prüfungen an Ort und Stelle durchgeführt. Für Ge-
schäfte wurden 1017 Meldungen verfasst.

35.)Besondere Aufmerksamkeit wurde den Apotheken
gewidmet, da diese ja einen erheblichen Wert darstellen
und da die Entziehung einer Apotheke verhältnissmässig
leicht festgestellt werden kann. Tatsächlich wurden 7 unbe-
anspruchte entzogene Apotheen gefunden, welche einen Erlös
von S 5,555.000.- ergaben.

36.)Rückstellungsansprüche wegen der Geschäfte wur-
den immer verglichen, da den Sammelstellen die Möglichkeit
gefehlt hätte, rückgestellte Unternehmungen (es handelte
sich meistens um Kleinhandelsgeschäfte) zu betreiben. Nur
im Falle einer Apotheke musste das Rückstellungsverfahren
durchgeführt werden. Es endete mit Rückstellung der Apotheke
an die Sammelstelle. Die Apotheke wurde verkauft.

Insgesamt wurden für die Geschäfte (inkl. der
Apotheken) S 16,702.372,30 erzielt.

C

Hypotheken und Fahrnisse 

37.)Die Sammelstellen haben unbeanspruchte Hypothe-
ken und, mit der bedeutsamen Ausnahme wegen derjenigen Juwe-
len, Schmucksachen und Kunstgegenstö.nde, welche auf Grund,
des Art. IV der Verordnung über den Einsatz des jüdischen
Vermögens an das Dorotheum abgeliefert werden mussten
(siehe unten), unbeanspruchte Fahrnisse nicht gesucht.
Die Suche nach Hypotheken hätte ebenso wie die Suche nach
Fahrnissen einen Aufwand erfordert, der in keinem Verhält-
nis zu dem möglichen Ergebnis gestanden hätte.
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Infolgedessen haben die Sammelstellen nur jene
Hypotheken und Fahrnisse erhalten, die ihnen durch Fest-
stellungsbescheide übertrag:>n wurden.

Für die üben erwähnten Wertsachen erhielten
die Sammelstellen eine Entschädigung.

Die so an die Sammelstellen übertragenen
Werte waren, von Kunst- und Kulturgütern abgesehen, ge-
ringfügig.

38.)Soweit es sich um Kunst- und Kulturgüter han-
delt, haben die Sammelstellen vom Bundesdenkmalamt Bilder
erhalten, die bei der Versteigerung durch das Dorotheum
einen Erlös von S 731.700.- ergaben. Außerdem erhalten die
Sammelstellen auf Grund des Kunst- und Kulturgutbereini-
gungsgesetzes zur Abfindung ihrer Ansprüche auf Kunst- und
Kulturgüter 5 Millionen Schilling.

D

Ansprüche nach § 5 Bundesrückerstattungsgesetz

39. )Sofort nach Übernahme der Geschäftsführung habe
ich dio Frage geprüft, ob wegen der auf Grund des Art.IV
über den Einsatz des jüdischen Vermögens an das Dorotheum
abgelieferten Wertgegenstände innerhalb der bis zum 31.De-
zamber 1958 laufenden Anmeldefrist nach dem Bundesrücker-
stattungsgesetz Ansprüche der Sammelstellen in Deutschland
geltend gemacht werden könnten.

Da das Auffangorganisationengesetz die Rechte
der Sammelstellen auf Vermögenschaften, gesetzliche Rechte
und Interessen "in Österreich" beschränkte, war es vorerst
notwendig, diese den Sammelstellen durch die österreichi-sche Gesetzgebung auferlegte Beschränkung zu beseitigen.
Die diesbezüglichen Bemühungen der Sammelstellen warenerfolgreich. Sie führten zu einer Neuformulierung des § 1
des Auffangorganisationengesetzes durch das Bundesgesetz
vom 16. Dezember 1958 Nr. 285.

40.)Nach § 5 BRÜG wird Entschädigung für ausserhalb
des Anwendungsgebietes entzogene Gegenstände dann geleistet,
wenn die entzogenen Gegenstände nach der Entziehung nach-
weislich in den Geltungsbereich des Bundesrückerstattungs-
gesetzes oder nach Gross-Berlin gelangt sind.
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Unter diese Bestimmung fielen folgende in
Österreich entzogene Verte:

a) Gold, Silber und Juwelen, welche auf Grund der
Verordnung über den Einsatz des jüdischen Ver-
mögens an das Dorotheum abgeliefert worden
waren. Dieses sandte Gold und wertvolle Juwelen
unverändert nach Berlin, Silbersachen einge-
schmolzen an die Degussa in Frankfurt.

b) Wertpapiere

c) Umzugsgut

d) verschiedene Fahrnisse.

41.)ad a): 

Die Sammelstelle A begann im Herbst 1958 mit
der Auswertung der im Dorotheum vorhandenen Urkunden. Bei
dieser Auswertung musste berücksichtigt werden, dass

i) für die nach Berlin versandten Schmucksachen die
Wiedergutmachungsämter in Berlin, für die an die
Degussa, Frankfurt, abgelieferten Silbergegen-
stände dagegen das 'viedergutmachungsamt in Frank-
furt örtlich zuständig war.

ii) vermieden werden musste, Ansprüche geltend zu
machen, die individuelle Berechtigte geltend ge-
macht hatten oder noch geltend machen würden.
Da von vornherein natürlich beabsichtigt war,
diesen Komplex mit der Bundesrepublik Deutschland
zu vergleichen, musste die Sam- lstelle in der
Lage sein, zu erklären, dass sie alles getan habe,
um Anmeldungen zu vermeiden, welche mit individu-
ellen Anmeldungen konkurrierten. Es wurde daher
von der Sammelstelle A keine Anmeldung überreicht,
wenn sich aus den Korrespondenzen des Dorotheums
ergab, dass der Verfolgte oder seine Erben sich
in irgendeinem Zeitpunkt wegen des abgelieferten
Schmucks an das Dorotheum gewandt hatten. Der Um-
fang dieser Arbeiten ergibt sich aus der Tatsache,
dass vom Dorotheum 20.000 Ablieferungen beurkun-
det wurden, von denen fast jede mehrere Teilposten
enthält. Manche dieser Teilposten (z.B. Goldgegen-
stände und Diamanten) gingen nach Berlin, andere
Teilposten (Silber) gingen nach Frankfurt. Da
ferner nach den für Berlin geltenden Vorschriften
für Rückerstattung eine Mindestgrenze von RM 500.-
besteht, mussten die Ablieferungsdokumente auch
in dieser Richtung geprüft werden.
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Trotzdem gelang es fristgerecht das gesamte
Material zu prüfen und für Ablieferungen nach Frankfurt

11.715 Anmeldungen und für Ablieferungen nach Berlin

5.137 Anmeldungen zu überreichen.

42.)ad b): 

Um die Wertpapiere zu erfassen, war die Mitarbeit

der Banken, insbesondere der Creditanstalt-Bankverein und der

Österreichischen Länderbank notwendig. Nur diese konnten da-

rüber Auskunft geben, welche konfiszierten Wertpapiere in

natura nach Deutschland verschickt wurden und in welchen Fäl-

len sich der Verfolgte und seine Erben noch nicht an die Bank

gewandt hatten. Da in einem Depot oft eine grosse Anzahl von

Wertpapieren lag, die verschiedene Schicksale hatten, da sie

teils in Österreich verwertet wurden, teils nach Deutschland

versandt wurden, handelte es sich auch hier um eine erheb-

liche Arbeit. Es wurden 4.499 Anmeldungen für Nertpapiere

überreicht.

43.)ad c): 

Anlässlich der Bearbeitung des Vorganges "Masse

Adria", das sind Umzugsgüter, die über Triest nach tibersee

gehen,sollten, wurde festgestellt, dass zahlreiche Lifts, die

in Triest beschlagnahmt wurden, nach Österreich und von dort

nach Deutschland weitergesandt wurden. In 118 Fällen war der

Nachweis möglich, dass eine Versendung nach Deutschland er-

folgt war.

44.)ad d): 

Schliesslich wurden der Sammel.telle A noch

20 Fälle bekannt, in welchen geringe Werte nach Deutschland

gebracht worden waren.

45.)Sofort nachdem die rechtzeitige Anmeldung erfolgt

war (es wurden nach Berlin Anmeldungen im Gewicht von 6 Zent-

nern und nach München - welches für Frankfurt zuständig ist -

im Gewicht von 12 bis 13 Zentnern oingesandt), wurden Ver-

gleichsverhandlungen mit dem Bundesfinanzministerium in Bonn

eingeleitet, um zuerst einmal zu erzielen, dass die tausende

Anmeldungen nicht bearbeitet würden. Wäre dies geschehen,

so hätten Büros in Deutschland errichtet werden müssen, was

mit Rücksicht auf den zweifelhaften Erfolg der Anmeldungen

unzweckmässig gewesen wäre, ganz abgesehen davon, dass die

Sammelstelle A damals gar nicht über das Geld verfügte, um

Auslagen dieses Umfanges zu finanzieren.

Nach langwierigen Verhandlungen wurde erreicht,

dass die Anträge ruhen blieben.
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46.)Die wesentliche Einwendung des Bundesfinanz-
ministerium war dar Mangel der aktiven Legitimation der
Sammelstellen. Das Bundesfinanzministerium machte geltend,
dass die Übertragung dieser Ansprüche, die ja auf einem
deutschen Gesetz beruhen, durch den Staatsvertrag oder durch
ein ausl=indisches Gesetz für das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland wirkungslos seien. Das 3undesfinanzminist+rium
machte ferner geltend, dass nach der deutschen Rückerstat-
tungsgesetzgebung diese Ansprüche den deutschen Nachfolge-
organisationen übertragen worden waren und schliesslich,
dass diese Ansprüche mit den deutschen Nachfolgeorganisatio-
nen längst verglichen wurden.

Dem konnte, abgesehen von rechtlichen Erwägun-
gen, entgegengehalten werden, dass im Vergleich mit den
deutschen Nachfolgeorganisationen diese Werte jedenfalls
nicht miteingeschlossen worden waren, da die deutschen Nach-
folgeorganisationen von den Einziehungen in Österreich gar
keine Kenntnis hatten.

Schliesslich machte das Bundesfinanzministerium
geltend (ein Standpunkt, den es auch gegenüber den individuel-
len Anmeldern aufrecht hielt), dass die Silbergegenstände
nicht im Originalzustand nach Deutschland eingebracht wurden,
sondern in Barren geschmolzen und dass nur jener 'giert zu er-
setzen sei, den die Silberbarren hatten. Dieser vert ist
_außerordentlich geringfügig. Dieser Standpunkt des Bundes-
finanzministerium wurde später nach Abschluß des Vergleichs
zwischen dom Bundesfinanzministerium und den Sammelstellen
von den deutschen Gerichten und vom Obersten Rückerstattungs-
gericht geteilt.

47.)Da das Gewicht dieser Eine7endungen, insbeson-
dere der Einwendung der mangelnden aktiven Legitimation
nicht verkannt werden konnte und da die Durchführung aller
Verfahren für die Sammelstellen völlig untragbar gewesen
wäre, wurde von vornherein ein Vergleich mit ca. 6 Millionen
DM angestrebt, was etwa Einem Viertel dis Höchstwertes der
angemeldeten Ansprüche entspricht.

Als die Vergleichsverhandlungen zwischen den
Sammelstellen und dem Bundesfinanzministeriums ins Stocken
gerieten, da die zuständigen Beamten des Bundesfinanzmini-
steriums jeden Vergleich ablehnten, wandten sich die Sammel-
stellen an die Bundesregierung, die damals die Verhandlungen
mit der Bundesrepublik Deutschland wegen des Finanz- und
Ausgleichvertrages (Kreuznacher Vertrag) führte. Die öster-
reichische Regierung hat in dankenswerter Weise sich für die
Ansprüche der Sammelstellen eingesetzt und die Verhandlungen
wegen dieser Ansprüche im Einvernehmen mit den Sammelstellen
geführt. Das Ergebnis ist der Artikel 13 des Kreuznacher
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Vertrages, nach welchem Deutschland an Österreich für die
Sammelstellen A und B 6 Millionen DM zur Abgeltung aller
oben geschilderten Ansprüche zahlte.

D

Feststellungsbeschside 

48.)Auf Grund des § 3 a des Auffangorganisationen-
gesetzes wurden den Sammelstellen in 91 Feststellungsbeschei-
den 337 Liegenschaften bzw. Liegenschaftsanteile und 18 Er-
löse aus Liegenschaftsverkäufen, 86 Hypotheken, 780 Konten
und Depots, 314 Rechte aus Lebensversicherungsverträgen,
1.602 diverse Kleinbarbeträge und 211 Fahrnisse übertragen.

Ausserdem hat ua::; .Finanzministerium und die
Staatshauptkassa den Sammelstellen Wertpapiere ausgefolgt
und Gelder überwiesen.

49.)Die auf diese Weise den Sammelstellen zugekom-
menen Norte sind in der Beilage A unter den Titeln "rückge-
etc)Jt^ 2argeld-Guthaben", "rückgestellte Wertpapiere" und
"rückgestellte Fahrnisse" ausgewiesen, wobei jedoch in
diesen Titeln auch Guthaben, Nertpapi.,ire und Fahrnisse vor-
bucht sind, dia den Sammelstellen auf andere :`leise zugekom-
men sind. Insbesondere ist unter dem Titel "rückgestellte
Fahrnisse" z.B. der Erlös für der Sammelstelle ausgefolgte
Bilder ausgewiesen.

Die 5 Millionen Schilling, welche die Sammel-
stellen auf Grund des Kunst- und. Kulturgutbereinigungsge-
setzes erhalten worden, sind in dir Beilage A noch nicht
ausgewiesen, da die Vereinbarung mit der Regierung wegen
dieser 5 Millionen erst nach dem 31. Dez:mber 1968 zustande
kam.

E

Wertpapiere

50.)Die Bestimmung des § 4 des 3. Rückstellungsge-
setzes schloss Rückstellungsansprüche für Vertpapiere aus.
Die Sammelstellen haben daher nur jene Wertpapiere erhalten,
welche ihnen durch Feststellungsbescheide oder durch Ausfol-
gung durch das Bundesministerium für Finanzen bzw. durch die
Staatshauptkassa übertragen wurden.

Eine Ausnahme bilden die Dollarbonds.



51.)Auf Grund des Artikels XI des Abkommens zwi-

schen der Republik Österreich und den Vereinigten Staa
ten

von Amerika betreffend bestimmte auf Dollar lautende ö
ster-

reichische Obligationen BGB1. 215/57 konnten Ansprüche 
rück-

stellungspflichtigen Charakters bis zum 16. März 1959 gel-

tend gemacht werden. Diese Ansprüche waren in der 1. N
ovelle

zum Auffangorganisationengesetz Nr.285/58 unberücks
ichtigt

geblieben.

Es war daher auch in diesem Falle vor allem

notwendig, eine Ergänzung des Auffangorganisationengeset
zes

zu erreichen, die zuerst durch die 2. Auffangorganisatio
nen-

gesetz-Novelle (Nr. 62/59) und sodann durch die 3. Novelle
(Nr. 306/59) erfolgte.

Die Sammelstellen haben, nachdem sie die unbe-

ansprucht gebliebenen Obligationen festgestellt hatten,

Ansprüche gegen die Österreichische Alpine Montange
sellschaft,

gegen die Niederösterreichische Elektrizitäts A.G. (Newa
g)

und gegen die Tiroler ;las: e_,kraftwerke A.G. (Tiwag) gelt
end

gemacht.

Auch in diesem Falle wurde sofort ein Vergleich

angestrebt. Nachdem die Obligationsschuldner aufmerksam ge-

macht worden waren, dass sie auf Grund des Londoner Abko
m-

mens über deutsche ausländische Schulden 60 % des Nomina
l-

betrages von der Bundesrepublik Deutschland vergütet erh
al-

ten könnten, kam nach Verhandlungen mit dem Bundesbea
uftrag-

ten für die Behandlung von Zahlungen an die Konversion
skassa

ein Vergleich zustande, auf Grund dessen die Sammelstellen

für die von ihnen geltend gemachten Dollarbonds 80 %, d.s.

S 1,498.857.-- erhielten.

Dieser Vergleich 7Tar, wie sich später heraus-

stellte, ausserordentlich günstig, da die Oberste Rückst
el-

lungskommission im File eines Ver.folten, der sich nich
t

verglichen hatte, entschid, ein .nspruch nach Art. XI des

österreichisch amerikanischen ircereinof i:_.ens bestehe nicht.

Hätten sich die Sammelstellen nicht ausgeglichen, so wären

ihre Anträge kostenpflichtig abgewiesen worden.

F

Versicherungsansprüche 

52.)Auf Grund der Verordnung vom 26. April 1938

Reichsgesetzblatt I, 5.414, hatten. Juden (im Sinne der

Nürnberger Gesetze) bis spätestens 30.Juni 1938 ihr Ver-

mögen mit dem Stand. von 7. April 1938 zu melden. In dieser
Anmeldung war das 3esamte Vermögen, sofern es RM 5.000.-

übersteig, anzumelden. In diesen Vermögensverzeichnissen

waren zahlreiche Lebensversicherungsverträ _:e angef iih.r, t .
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Diese wurden ebenso wie Lebensversicherungsver-
träge, die sich aus den Akten des Oberfinanzpräsidenten
ergaben (insgesamt 20.185), erfasst.

-Ober das Schicksal dieser Versicherungsverträge
war den Sammelstellen nichts bekannt.

53.) Zwischen don Sammelstellen, der Victoria Gesell-
schaft und der Winer Städtischen Vechselseitigon Versiche-
rungsgesellschaft kam es zu einem Vergleich, auf Grund des-
sen die erstere S 62.385.17 und letztere S 66.810.07 zahlte.

Die übrigen Versicherungs :ese'.lschaften lehnten
einen Vergleich unter Berufung auf das Bundesgesetz 130 von
1958 ab. Da die Frist nach diesem Gesetz abgelaufen war, ehe
die Sammelstellen in der Lage waren, Ansprüche geltend zu
machen, wurden Verhandlungen mit dem Bundesministerium für
Finanzen geführt, die schliesslich zu einer Pauschalzahlung
führten, welche in jenen 7 Millionen enthalten ist, die die
Bundesregierung anlässlich der Aufteilung des Vermögens
zwischen der Sammelstelle A und der Sammelstelle B bezahlte.

G

Auswanderungsfonds Böhmen und Mähren

54. )Der Auswanderungsfonds Böhmen und Mähren war als
Auswanderungsfonds Wien zu dem Zwecke errichtet worden, das
Vermögen deportierter Juden zu übernehmen. Später wurde der
Auswandorungsfonds ?Vien mit dem Auswanderungsfonds Böhmen
und, ihren mit der Begründung vorsingt, dass das Vermögen
für die Aufrechterhaltung des Ghettos Theresienstadt bestimmt
sei.

Nach dem B. Mai 1945 wurde "zur Erleichterung der
Rückstellung" _fiir den Auswahderungsfonds ein Kurator bestellt.

Nach Aufnahme ihrer Tätikeit wandten sich die Sam-
melstellen sofort an diesen Kurator mit der Bitte um Infor-
mation. Der Kurator lehnte es ab, die Sammelstellen zu infor-
mieren.

Aus den Kuratelakten ergab sich, dass das Vermögen
des Auswanderungsfonds Böhmen und Mähren noch aus einigen
Liegenschaften, jedoch überwiegend aus Depots und Konten be-
stand, von denen feststand., dass sie aus entzogenem Vermögen
herrührten, aber nicht bekannt war, wer die geschädigten Ver-
folgten waren.
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Da der Kurator die Übergabe des Vermögens verwei-gerte, und da die bestehenden Rückstellungsgesetze nur schwerauf das Vermögen des Auswanderungsfonds Böhmen und Mähren hät-ten angewendet 'werden können, wurde der § 3 c des Auffangor-ganisationengesetzes geschaffen. Auch jetzt noch verweigerteder Kurator die Herausgabe des Vermögens u.a. mit der Begrün-dung, er müsse die Interessen der tschechoslowakischen Repub-lik wahren, obwohl er natürlich, wenn er die tschechoslowaki-sche Republik ernstlich als legitimiert angesehen hätte, seineKuratel hätte niederlegen müssen. Den auf Grund des § 3 c desAuffangorganisationengesetzes erlassenen Feststellungsbescheidfocht der Kurator an, indem er schliesslich das Verfassungs-gericht anrief. Während noch eine weitere Beschwerde an dasVerwaltungsgericht anhängig war, wurde der Kurator jedoch überden ausserordentlichen Revisionskurs der Sammelstellen mitBeschluss vom 10. August 1962 seines Amtes enthoben.
Schon vorher war das Vermögen des Auswanderungsfondsam 19. Februar 1962 an die Sammelstellen übertragen worden.
Mit sehr wenigen Ausnahmen haben die Rückstellungs-pflichtigen so heftig Widerstand gegen die Rückstellung ge-leistet, wie der Kurator des Auswanderungsfonds Böhmen undMähren, der "zur Erleichterung der Rückstellung" bestelltworden  war .

ABSCHNITT III 

Die Tätigkeit in Billi °k itsfällen

55•)Nach § 7 dos 4. 3ückstellungsanspruchsgesetzeskonnte der geschädigte Eigent'incr (das ist der Verfolgte oderseine Erben) innerhalb einer .Frist von einem Jahr nach In-krafttreten des Gesetzes den Sar_:melstell.on mitteilen, dasser die Ausfolgung des ihm entzog_:nen, den Sammelstellenrückgestellten Vermögens beanspruche.

Nach § 8 Abs. 1 des 4. äc kstellungsanspruchs-gesetzes müssen die Sammelstellen in jenen Fällen, in deneneine rechtzeitige Anmeldung im Sinne des Artikels 26 § 2des Staatsvertrages vorliegt, das Vermögen ausfolgen, währendsie in allen anderen Fällen das Vermögen zwar ausfolgen kön-nen, aber nicht ausfolgen müssen.

Nach § 8 Abs.3 können die Sammelstellen eineEntschädigung für ihre Mühewaltung bis zu 25 % des Verkehrs-wertes bzw. des Erlöses beanspruchen,. nach § 10 des Gesetzeskönnen sie den Anspruch, den sie selbst geltend gemacht haben,.abtreten..
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Die Semmelstollen bezeichnen alle Fälle dieser
Art als "Billigkeitsfälle" und die Antragsteller als "Bil-
ligkeitswerber".

56.) Gestützt auf die Erfahrungen der Nachfolgeorga-
nisationen in Deutschland wurden schon vor Inkrafttreten
der oben zitierten Bestimmungen des 4. Rückstellungsan-
spruchsgesetzes Vorkehrungen für Billikeitsfälle getroffen
und sofort, wenn ein Billigkeitswerber bekannt wurde, ein
Billigkeitsakt angelegt. Auch wurde in den Karteien des
Hilfsfonds geprüft, ob nicht der Verfolgte sich dort gemel-
det hatte. Bejahendenfalls wurde Kontakt mit dem Verfolgten
aufgenommen. Akten, bezüglich derer ein Billigkeitsantrag
eingegangen war, wurden als Billigkeitsakten gekennzeichnet.
Erlöse aus Billigkeitsakten wurden auf ein Sonderkonto ein-
gezahlt oder auf dieses Sonderkonto übertragen.

57.)Billigkeitsanträge wurden vorerst dahin geprüft,
ob das im Billigkeitsantrag genannte Objekt von der Sammel-
stelle erfasst worden war.

War dies nicht der Fall, so wurde geprüft, ob ein
Entziehungstatbestand vorlag und ob bereits eine Rückstel-
lung erfolgt war. In fast allen Fällen stellte sich heraus,
dass entweder schon ein näherer Verwandter die Rückstellung
beantragt und meist auch schon längst durchgeführt hatte
oder dass eine Entziehung gar nicht vorlag.

Die Billigkeitsanträge stellten auf diese Weise
eine -'ontrollo dafür dar, in welchem Umfange die Sammelstel-
len das entzogene Vermögen erfasst hatten. Es lässt sich
ohne grosse Arbeit heute nicht mehr feststellen, ob und in --
.wievielen Fällen durch einen Billigkeitsantrag noch nicht
erfasstes Vermögen festgestellt wurde. Die mit dieser Arbeit
befassten Beamten können sich aber nicht erinnern, dass auch
nur ein einziger Fall unbeweglichon Vermögens gemoldét wurde,
der nicht bereits von der Sammelstelle erfasst worden war.
Man kann daher davon ausgehen, dass die Sammleltellen das
unbeanspruchte unbewegliche Vermögen mit fast 100 % erfasst
haben.

58. )Wenn der Billigkeitsantrag ein erfasstes oder
erfassbares Objekt betraf, so wurde geprüft, ob der Billig-
keitswerber mit dem Verfolgten i entisch ist odor ob der
oder die Billigkeitswerber erbberechtigte Personen sind.
Zur Prüfung der Erbenaualität wurde die Durchführung eines
Verlassenschaftsverfahrens schon deshalb nicht gefordert,
weil es in den Fällen des § 8 Abs. 2 keinen Anspruch und so-
mit kein Vermögen gibt, dessentwogen ein V rlassenschaftsver-
fahren durchgeführt werden könnte. Die Sammelstellen prüften
daher nach den Grundsätzen der freien Beweiswürdigung selbst,
ob der Billigkeitswerber erbberechtigt ist und ob er allein
erbberechtigt ist.
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59.) +denn mglich, haben die Sammelst^llen zur Ver-
ringerung ihrer Verwaltungskosten von dem Recht nach § 10
des 4. Rückstellungsanspruchsgesetzes Gebrauch gemacht und
Ansprüche abgetreten. Dies ist nur dann nicht geschehen,
wenn die Erbverhältnisse nicht klar waren oder wenn der
Billigkeitswerber nicht in der Lage ge-Nesen wäre, das Ver-
fahren vor den Rückstellungskommissionen selbst durchzu-
führen.

Beurteilten die Sammelst Alen die Verfahrens-
aussichten ungünstig, dann verlangten sie die Sicherstellung
der etwa dem Gegner zu ersetzenden Kosten.

Konnte das Erbrecht nicht nachgewiesen werden
oder lehnte der Billigkeitswerber die ihm angebotene Abtre-
tung ab, wurde der Billigkeitsantrag abgewiesen.

Die Mühewaltungsentschädigung wurde niedriger
als die im Gesetz vorgesehenen 25 % berechnet.

60.)Von den 1.201 angelegten Billigkeitsakten, von
denen die meisten mehrere Billigkeitsanträge enthalten, die
von mehreren Erben eines Verfolgten gestellt wurden, wurden
bereits 1.197 Akten erledigt, und zwar 968 durch die Sammel-
stellen selbst und 229 durch die Billigkeitswerber, denen
die Ansprüche abgetreten worden waren. Es sind nur noch drei
eigene und ein abgetretener Billigkeitsfall anhängig.

Die drei unerledigten Billigkeitsfälle der Sam-
melstellen beziehen sich auf bisher unverkäufliche Anteile
an Liegenschaften. Der unerledigte abgetretene Fall bezieht
sich auf das Warenlager eines Unternehmens; dieses Verfahren
wurde erst vor kurzem in 1. Instanz beendet.

61. )In einem Billig'-eitsfall wird noch der Eingang
der Vergleichssumme, deren letzte Rate erst im Januar 1971
fällig ist, Biberwacht. An dom eingehenden Geld sind die
Sammelstellen mit 1/3 selbst beteiligt, da wegen dieses
Teiles ein Billigkeitsantrag nicht gestellt wurde. Ich habe
bereits Verhandlungen eingeleitet, um die Fälligkeit der letz-
ten Rate auf den Januar 1970 vorzuverlegen. In einem weiteren
Falle wurden wir von den Billigkeitswerbern, obwohl wir ihnen
S 626.584,43 bezahlten, auf weitere S 401.723,42 geklagt.
Das Verfahren ist derzeit in 2. Instanz anhängig.

In einem letzten Billigkeitsfall mussten wir die
Billigkeitswerber in Berlin klagen, weil sich die Billigkeits-
werber weigern, die meiner Ansicht nach angemessen berechnete
Mühewaltungsentschädigung zu zahlen. Dieses Verfahren ist in
1. Instanz anhängig.
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62.)An den 1.197 erledigten Billigkeitsfällen
waren 1.864 Antragsteller beteiligt, von donen

542

144

608

570

des Verfolgten

die Geschädigten selbst und

Witwe (Witwen)

Nachkommen oder testamentarische Erben und

sonstige Verwandte und Verschwägerte

waren.

Von den 1.864 Antragstellern wohnten in

USA 606

Österreich 317

Israel 246

England 207

Süd-Amerika 81

Australien 75
Frankreich 47

BRD 32
Ungarn 51
Tschechoslowakei 19

Polen 3
Diverse Staaten 180

Die Billigkeitsanträge bezog( :n sich auf

592 Ligenschaften und Lieganochaftsanteile

206 Unternehmungen

54 Wertpapierdepots

61 Schmuckdepots

81 Bankguthaben und

die restlichen Anträge auf diverse Forderungen, Hypotheken,
Versicherungen, Einrichtungsgegenstände usw.

63.)Die Billigkeitswerber erhielten an

Verkaufs- und Vergleichserlösen

ausgefolgten Naturalwerten

S 57,763,528.45

S 3,679,350.73
'abgetretenen Rückstellungsansprüchen S

zusammen daher : S

16,760.522.--

78,233.401.18
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Die Sammelstellen erhielten für
Mühewaltungsentschädigung S 'U.1 352.206.72.

Die drei unerledigten Billigkeitsakte der Sammel-
stellen betreffen Liegenschaftsanteile im Schätzwert von
rund S 200.000.-. Der unerledigte abgetretene Rückstellungs-
fall betrifft Waren im ;rerte von vormals 40.000.-

ABSCHNITT IV

Die Verwaltung und Verwertung des 

_Vermögens der  Sammelstellen

64.)Die Sammelstellen haben ihr unbewegliches Ver-
mögen teils durch die Eigenhausbetriebsges.m.b.H., Wien I.,
Wipplingerstr. 27, teils durch die Österreichische Realitäten
A.G. Wien I., Heidenschuss 2, verwalten lassen, Verkaufsver-
handlungen jedoch selbst geführt, nachdem die Liegenschaften
in den Tageszeitungen und in der "Gemeinde" zum V:,erkauf ange-
boten worden waren. Der Verkaufspreis wurde auf Grun(.lage von
zwei Sachverständigengutachten berechnet. Im Durchschnitt
haben die Sammelstellen ungefähr 35 % mehr als den Durchschnitt
der beiden Gutachten erzielt.

Nach dem 1. Jänner 1967, seitdem das unbewegliche
Vermögen der Sammelstellen nur noch aus wenigen Grundstücken
und Grundstücksanteilen bestand, werden diese restlichen Ver-
mögenswerte von den Sammelstellen selbst verwaltet.

Nach dem Starr'. vom 31. Dezember 1968 handelte es
sich noch um 4 eigene Grundstücke (Grundstücksanteile) im
Bilanzwert von S 210.600.- und um Anteile an zwei Grundstük-
ken, für welche Billigkeitsanträge gestellt wurden, im Bilanz-
wert von S 123.987.- .

Die eigenen Liegenschaften sind mit S 122.867.-,
die Liegenschaftsanteile, für welche Billigkeitsanträge ge-
stellt sind, mit S 32.393.47 belastet.

65.)ffertpapiere wurden, soweit sie notiert waren, an
der Börse, andere Wertpapiere durch die Banken bestmöglich
verkauft.

66.)I+ahrnissc wurden durch das Dorotheum versteigert.
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67.)Der gesamte Verwaltungsaufwand für die Sam-
melstelle betrug bis zum 31. Dezember 1968 S 18,239.789.45.
Da die Sammelstellen S 299,784,191.80 erzielt haben, während
die Verwaltungsauslagen bis zum gleichen Tage S 18,239,789.45
betragen, beträgt der Verwaltungsaufwand 6.09 /. Da im näch-
sten Jahr noch etwas über 5 Millionen Schilling eingehen
werden, während die weiteren Verwaltungsauslagen nur gering
sein werden, wird sich der Prozentsatz dar Verwaltungskosten
bis zur Auflösung der Sammelstellen noch etwas verringern.

.qBSrFXITT V

Vert( i l u n g s sr: i t e 

A

Sammelstelle A

68.)Nach den Statuten der Sammelstelle A sind
72 % ihres Vermögens zur Verteilung an individuelle Verfolg-
te und 28 % für kollektive soziale Zwecke zu verwenden.
Bis zum 31. März 1969 hat die SammelJtelle A an individuelle
Verfolgte S 117,840,858.85 verteilt und für kollektive so-
ziale Zwecke S 46,660.500.- zur Verfüf;ung gestellt.

69.)Die individuelle Verteilung erfolgt an Perso-
nen, welche

a) am 31. Dezember 1937 der israelitischen
Religionsgem~ inschaft an; hört haben,

b) an diesem Tage österreichische Staatsbürger
waren oder in einem vor dem 13. März 1938
gelegenen Zeitraum durch mehr als zehn Jahre
ununterbrochen ihren Wohnsitz und ständigen
Aufenthalt im Gebiet der Republik Österreich
hatten,

c) spätestens am 1. Juli 1961 ihren Wohnsitz
in der Republik Österreich genommen und sich
seit der Begründung des Wohnsitzes im Bun-
desr_.ebiet ständig aufgehalten haben,

d) auch am Tage der Verlautbarung dieser Statuten
im Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" ihren Wohn-
sitz in Osterreich haben und
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d) in der Zeit zwischen dem 13. !März 1938 und
dem B. Mai 1945 rassischen, religiösen oder
anderen Uaziverfolgungsmassnahmen in einer
in Art. VI angeführten >'K:ise ausgesetzt
waren,

sofern sie zwischen aem 13. März 1938 und dem B. Mai 1945infolge rassiochsr, religiöser oder anderer Nazivorfol;ungs-massnahmen

a) ineinem AConzen-rations- oder Anhaltelager oder
einem Gefängnis durch mindestens 3 Monate in
Haft waren oder

b) in einem Ghetto oder in einem Zwangsarbeiter-
lager durch mindestens 6 Monate angehalten
oder interniert waren oder

e) auf der Flucht vor einer ihnen drohenden Ver-
folgung unter menschenunwürdigen Bedingungen
mindestens 6 Monate im Verborgenen lebten oder

d) auf Grund der Polizeiverordnung vom 1. Septem-
ber 1941 (Deutsches BGBl. I, Seite 547) durch
mindestens 6 Monate verpflichtet waren, den
Judenstern zu tragen oder

e) ins Ausland ausgewandert sind und sich dort
mindestens 3 1/2. Jahre aufgehalten haben oder

f) den Verlust oder die ',:inderung des Einkommens
um mindestens die Hälfte gegenüber dem Zeit-
punkt vor der gesetzlichen Massnahme erlitten
haben, 5 enn diese in ihrer Auswirkung mindestens3 1/2 Jahre gedauert hat oder

g; nach Vollendung ihres 14. L:.bensjahres ihr Stu-
dium oder ihre Berufsausbildung durch minde-
stens 3 1/2 Jahre unterbrechen mussten oder
ihr Studium oder ihre Berufsausbildung über-
haupt abgebrochen haben.

Es sind jedoch Personen ausgeschlossen, wenn sie

a) selbst oder ihre Ehegatten eine Zuwendung
vom "Fonds zur Filfeleistung an politisch
Verfolgte, die ihren 1ohnsitz und ständigen
Aufenthalt im Ausland haben (Hilfsfonds)"
oder

b) auf Grund des deutschen Bundesentschädigungs-
gesetzes eine Zahlung, es wäre denn, dass essich um eine Entschädi -ung wegen Schadens an
Freiheit handelt oder
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c) eine Zahlung aus dem Vermögen der "Sammel -
stelle B" erhalten haben oder erhalon können.

70.)Die Legitimierten wurden dem Alter nach in fol-
gende Gruppen eingeordnet:

Gruppe

Gruppe

Gruppe

Gruppe

Gruppe

A ab dem 60. Lebensjahr,

B ab dem 45. Labensjahr,

C ab dem 35. Lebensjahr,

D ab dem 24. Lebensjahr, jedoch mit der Einschrän-
kung, dass die Antrat steller zwischen dem 13. März
1938 und B. Mai 1945 rassischen, religiösen oder
anderen Nazivicerfolrungsmassnahmen unterworfen waren
und deshalb

a) Doppelwaisen geworden sind oder

b) mindestens einen Monat in einem Konzentrations-
lager, einem Anhaltelager oder in einem Ghetto
in Haft oder anehalten waren oder

c) mindestens drei Monate unter menschenunwürdigen
iedingungen im Verborgenen gelebt haben oder

d) ohne Eltern sich ins Ausland begeben mussten
und dort mindestens 18 Monate ohne wenigstens
einen Elternteil verblieben sind,

e) auf Grund der Polizeiverordnung vom 1. September
1941 (Deutsches RGE1. I, Seite 547) durch minde-
stens 6 Monate verpflichtet :raren, den. Judenstern•
zu tragen;

weniger als 24 Jahre,

wenn die Antragsteller von einer Mutter geboren
wurden, dis sich aus Verfol; unigründen in
einem Konzentrationslager, einem Anhaltelager
oder einem Gef1n _ris befand oder unter menschen-
unwürdigen Beinurigen verborgn gelebt hat und
sofern mindestens ein Elternteil am 31. Dezember
1937 der israelitischen Religionsgemeinschaft
ang2hört hat, österreichischer Staatsbürger war
oder vor dem 13. liärz 1938 mehr als 10 Jahre un-
unterbrochen seinen ordentlichen Wohnsitz und
ständigen Aufenthe,lt im Gebiet der Republik
Osterreich hatte.

Tf

L
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71.)Da jede Gruppe jeweils 1/6 weniger erhielt..
als die vorhergehende Gruppe, haben dis V :'_folgten bisher
erhalten:

in der Gruppe A S 22.100.--

in der Gruppe B S 18.416.--

in der Gruppe C S 14.732.--

in der Gruppe D und E S 11.049.--

Aus den für __oll -:1. ti ve soziale Zwecke bestimm-
ten Mitteln wurden für die Errichtung eines Altersh 'imes und
den Anbau eines Flügels an ein Altersheim in Israel

S 18,901,108.15

für den Ankauf von Betten in einem
Altersheim in New York S 5,004,632.80

der IKG 'Vien S 23,006,946.60

der IKG Graz S 1,383,079.15

der IKG Innsbruck S 387.262.14

dor IKG Linz S 829.847.50

der IKG Salzburg S 1,549,048.64

zur Verfügung gestellt.

Die Verwaltunkosten der Verteilung betrugen S 1,970.228.-,
das sind 1.67 % .

B

Sammslstolle B

72. )Nach den Statuten d. -Jr Barviel t• lle B sind
15,000.000.- S zur individuellen Verteilung im Teil I zu
v=:rwenden, 80 % '.os Restes ist im Teil II individuell zu
verteilen und 2C :0 für kollektive soziale Z -ecke zu ver-
wenden.

Bis zum 31. März 1969 hat dio áammelst:lle B
an individuelle Verfolgte

im Teil I   S 14,280.337.- und

im Teil II   S 25,096.393.-

verteilt und für kollektive soziale Zwecke S6,932.232.-
zur  Verfügung gestellt.
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73.)Die individuelle Verteilung hatte nach fol-
genden Grundsätzen zu erfolgen:

Teil I: Zur Hilfeleistung an Personen, die am 31.Dezember
1937 nicht der israelitischen Religionsgemeinschaft
angehörten, die aber früher selbst dieser Religions-
gemeinschaft angeh $rten oder mindestens einen Gross-
elternteil hatten, bei dem dies der Fall war, so-
ferne diese Personen den in Art. VI angeführten Ver-
folgungsmassnahmen ausgesetzt waren. Die Hilfelei-
stung ist auch an Witwen und Lebensgefährten solcher
Personen zu gewähren, wenn diese nach dem OFG aner-
kannt worden sind.

Teil II: Zur Hilfeleistung an Personen (deren Witwen und
Lebensgefährtinnen, wenn di s: se nach dem OFG aner-
kannt worden sind), donen weder von der "Sammel-
stelle A", noch aus Teil I eine Hilfeleistung ge-
währt werden kann und die aus politischen, religiö-
sen Gründen oder aus Gründen der Nationalität den in
Art. VI angeführten Verfolgungsmassnahmen ausgesetzt
waren. Das gleiche gilt für Personen, die aus Grün-
den der Abstammung verfolgt wurden, wenn sie eine
Amtsbescheinigung auf Grund einer Haft besitzen,

sofern sie

a) am 13. März 1938 österreichische Staatsbürger waren
odor in einem vor diesem Tage gelegenen Zeitraum
durch mehr als 10 Jahre ununterbrochen ihren Wohn-
sitz und ständigen Aufenthalt im Gebiet der Republik
Österreich hatten,

b) spätestens am 1. Juli 1961 ihren Wohnsitz in der
Republik Osterreich g; nomi.; :•n und sich seit der
Beg,ründung des Wohnsitzes im Bundesgebiet ständig
auf eh alten h-bon,

c) auch am Tage der Verlautbarung dieser Statuten im
Amtsblatt der " ii ..ner Zeitung" ihren Wohnsitz in
Osterreich haben,

d) nicht unter die 3estimmun; :n der Statuten der
"Sammelstelle A" fallen,

e) in der Zeit zwischen dem 15. März 1938 und dem
B. Mai 1945 Naziverfolgungsmassnahmen ausgesetzt
waren und

f) deren Nettoeinkommen im Jahre 1955 und im Jahre
1960 einen vom Kuratorium unter Berücksichtiung
der zur Verfügung stehenden Mittel und der Zahl
der bis zum Ablauf der Anmeldefrist eingelangten
Anträge festgesetzten Betrag nicht übersteigt.



-29 -

Hiebei ist die Einkommensgrenze so festzusetzen,
ass einerseits nicht nur geri -gfügige Beträge

zur Verteilung kommen, andererseits auch nur ge-
rinpfü7:ige Überschüsse zur Abführung an don
Teil III verbleiben. Es darf jedoch nie mohr be-
zahlt werden, -ale die e trief. nd ̂  Zu endung von
der "Sammeletelle A" beträgt.

Es sind. jedoch Personen aus_ es.hlossen, wenn sie

a) selbst oder deren isnegatten eino Zu;eendung vom
"Ionds zur ':.il:Celeistung an politisch Verfolgte,
die ihren Wohnsitz und ständigen Aufenthalt im
Ausland haben (Filfsfonds)" oder

b) auf Grund des deutschen Bundesentschädigungs-
gesetzes eine Zahlung, es v'äre denn, dass es
sich um eine Entschdigunm wegen Schadens an
Freiheit handelt oder

c) eine ¿ahlung aus dem Vermögen der ".Sammel -
stelle A" erhalten haben oder erhalten können
oder

d) im Anmeldeverfahren wissentlich unrichtige
Angaben gemacht haben, die für die Gewährung
einer Zuwe _'.ung oder die Festsetzung ihrer
=öhe wesentlich sind.

74. )Dia Legitimierten wurden dem Alter nach in folgende
Gruppen eingeordnet:

Gruppé A ab dem 60. Lebensjahr,

Gruppe B ab dem 45. Lebensjahr,

Gruppe C ab dem 35. Lebensjahr,
Gruppe D ab dem 24. Lebensjahr, jedoch mit der Einschränkung,

dass die Antragsteller in der Zeit zwischen dem 13.März
1938 und dem B. Mai 1945 aus den für Art.III, Teil I
oder Teil II vorgesehenen Gr'indcn _Taziverf olgungsmass-
nahmen unterworfen waren und deshalb

a) Doppelwaisen geworden sind oder

b) mindestens einen Monat in einem Konzentrationslager,
einem Anhaltelager oder in einem Ghetto in Haft oder
angehalten waren oder

c) mindestens drei Monate unter menschenunwürdigen Be-
dingungen im Verborgenen gelebt haben oder

d) ohne Eltern sich ins Ausland begeben mussten und
dort mindestens 18 Monate ohne wenigstens einen
Elternteil gelebt haben oder
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e) auf Grund der Polizeiverordnung vom 1. September

1941 (Deutsches RGB1. I, Seit 547) durch minde-

stens sechs 'onate verpflichtet waren, den Juden-

stern zu tragen.

Gruppe E wen.ir er als 24 Jahre, wenn die Antragsteller von

einer Mutter geboren wurden, die sich aus Verfol-

gungsgründen in einem Konzentrationslager, einem

Anhaltelager oder einem Gef-ngnis befand oder unter

menschenunwürdigen Bed.inrung n verborgen gelebt hat

und sofern mindestens ein Elternteil die Voraus-
setzungen zur Auszahlung, sei es aus Teil I oder
Teil II, erfüllt.

75.)Da jede Gruppe 1/6 weni er erhielt als die vor-

hergehende Gruppe, haben die Verfolgten bisher erhalten:

Teil I 

Teil II

in der Gruppe A S 5.60G.-

in der Gruppe B S 4.666.-

in der Gruppe C S 3.734.-

in den Gruppen D und E S 2.800.-

in der Gruppe A

in der Gruppe B

in dar Gruppe C

in den Gruppen D/E

S 4.300.-

S 3.584.-

S 2.866.-

S 2.150.-

76. )Die '_oll.ektiven sozialen P;'ittel wurden auf Grund
der Beschlüsse des Kuratoriums verwendet.

77.)Die Verwaltungskosten der Verteilung

betrugen für den Teil I S 668.581.-- ,

das sind 4.68 % ,

für den Teil II S 1.582.803.-- ,

das sind 6.30



ABSCY_NITT VI

R e s t a r b e i t e n

A

Unbewegliches Vermögen

78.)Die Sammelstellen waren zum 1. April 196
9 noch

Eigentämer der Liegenschaften (Liegenschaftsan
teile):

EZ KG Anteil: Bilanzwert: Belastungen:

139 Eisenstadt 17/2) 10.829.-

201 Eisenstadt 8/18 6.782.-

411 Oberloisdorf 1/1 6.400.-

447 Favoriten 2544/7764 17.975.- 34.700.-

449 Favoriten 1608/7740 23.955.- 28.574.-

2451 Brigittenau 2804/26880 13.512.50 32.393.47

1115 Ottakring 628/1008 110.475.-

Der im Vorjahr a.b7eschlossene Ka
ufvertrag betref-

fend die Eisenstädter .?al dgrurd_stücke
 (EZ 139 und 201) wurde

wegen Verzuges der Miteigentümer vo
r wenigen Tasen storniert.

Die Bemühungen, die Grundstücke verkaufen, \"erden wieder

aufgenommen.

Das Grundstück in Oberloisdorf wurde in 
der Ge-

meinde selbst und in allen umliegende
n Gemeinden zum Kauf an-

geboten.

Die Anteile an den Häusern in Favoriten 
sind

fast unverkäuflich. Derzeit wird versuc
ht, die Osterreichische

Länderbank, deren Hausverwaltung (Eigenhaus) 
beide Häuser ver-

waltet, unter Hinweis auf die grossen Einlagen
 des Abgeltungs-

fonds, zum Erwerb dieser Anteile zu veranlasse
n. Die Grund-

stücke werden ihr zu einem Preis angeboten, 
der, wenn das Frei-

werden der Wohnungen abgewartet wird, einen 
Gewinn in Aussicht

stellt.

Hierher gehört noch der Rückstellungsanspruc
h

wegen des Grundstücks EZ 546 KG Villach, über de
n von der

Rückstellung-Oberkommission zugunsten der
 Sammelstellen
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entschieden wurde. Da der Gegner Berufung 
an die Oberste

Rückstellungskommission überreicht hat, 
scheint es zweck-

mässig, diesen Anspruch derzeit nur mit
 1.- S zu bewerten.

Die Liegenschaftsanteile Brigittenau si
nd

infolge der Belastungen bisher unverk
äuflich gewesen.

Weitere Verkaufsbemühungen sind im Gang
e. Obwohl ein Billig-

keitsantrag vorliegt, scheitert eine Nat
uralausfolgung der

Anteile daran, dass die Billigkeitswerb
er, die in Übersee

leben und anwaltlich nicht vertreten 
sind, nicht einmal die

Kosten der Ei€rentumsübertragung bezahl
en können.

Für das Grundstück Ottakring liegt ein K
aufan-

bot vor, dessen Realisierung von der Be
endigung eines anhän-

gigen Teilungsprozesses abhängig sein d
ürfte. Auch hier liegt

ein Billigkeitsantrag vor.

B

Aussenstände

79.)Wir haben insgesamt mit der Forderung 
auf Grund

des Kunst- und Kulturgutbereinigungsgesetz
es S 5,310,797.98

Aussenstände. Hiezu kommt die Forderung ge
gen Herrn Franz,

Wattens, deren 'Vert erst nach Erledi3ung d
es eingeleiteten

Amtshaftungsverfahrens bestimmt werden kann.

Der Betrag von S 5,310,797.98 wird bis auf

S 86.660.- im Laufe des Jahres 1970 fällig
, die meisten Aussen-

stände schon 1969. 7egen Vorverlegung de
s Fälligkeitstermines

der S 86.660.- sind, wie schon erwähnt, Verh
andlungen im Gange.

C

Wertpapiere

80.)Die Rm 31. März 1969 vorhanenen Wertpapier
e im

Wert von S 2.914.77 werden börsenmässig oder 
bestmöglich

verkauft werden.
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D

Fahrnisse

81.)Nir haben in der letzten Zeit durch zwei Fest-
stellungsbescheide verschiedene Einrichtungsgegenstände,
Gläser und Porzellan erhalten, welche sich in Verwahrung
des Bundesmobiliendepots befanden. Diese :.erden im Dorotheum
versteigert werden.

E

Bankkonten

82.)Die Bankkonten sind zwar als einjährige Festgel-
der angelegt, doch können wir auf Grund besonderer Vereinba-
rungen mit den Banken jederzeit ohne Zinsenverlust über diese
Gelder verfügen.

Das gemeinsame Vermögen der Sammistellen hatte
am 1. April 1969 S 2,255,253.57, von denen S 475.115.90 für
Billigkeitsfälle und S 236.947.51 für Verwaltungskosten re-
serviert bleiben müssen. Die Sammelstelle A (ei:enes Vermö-
gen) hatte am 1. April 1969 s 339.717.35 auf Bankkonten lie-
gen, die Sammelstelle B S 329.053.78 .

keiten:

Verbindlichkeiten 

83.)Die Semmelstellen haben folo;ende Verbindlich-

a) Es wurden ihnen Versicherungsbeträge und Spar-
guthaben ausbezahlt, ohne dass sie die Versi-
cherunspolizzen bzw. Sparbücher vorlegen
konnten. Sie mussten daher die Haftung für den
Fall übernehmen, dass den Versicherungsgesell-
schaften bzw. Sparkassen die entsprechenden
Dokumente vorgelegt und Zahlung gefordert
wird   . S 45.271.70
Das Risiko, dass diese Haftung
auch nur teilweise in Anspruch ge-
nommen wird, ist äusserst gering.

Übertrag . S 45.271.70
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Übertrag . . S 45.271.70

b) ̀liegen der verkauften Hälfte des Hau-
ses Beckmanngasse 63 werden von den
Professionisten Zahlungen für Repa-
raturen verlangt, die der frühere
Hausverwalter in Auftrag gab. Der
Hausverwalter hat zwar mit den Mie-
tern vereinbart, dass diese die Re-
paraturkosten durch einen Zuschlag
zum Mietzins tragen, hat aber verab-
säumt, zu sichern, dass dieser Zu-
schlag direkt an die Professionisten
bezahlt wird. Der neue Eigentümer
inkassiert zwar den Zuschlag, führt
ihn jedoch nicht an die Professioni-
sten ab.  S 39.978.--

c) Für das Grundstück Abelegasse 30
entstehen laufend Verwaltungskosten
von jährlich S 2.050.- . Nimmt man
an, dass bis zum Verkauf noch 2 Jah-
re vergehen werden, so müssen . . . . S 4.100.--
reserviert werden.

d) Die laufenden Verwaltungskosten für
Leipzigerstr. 52-54 betragen S 5.000.-,
so dass für zwei Jahre . . . . . . S 10.000.--
reserviert werden müssen.

e) Schliesslich ist es notwendig, für die
Grundsteuer für unverkaufte Grundstücke
und für allenfalls nachträglich hervor-
kommende Verpflichtungen   S 25.000.--
zu reservieren.

insgesamt . . . . S 124.349.70

z re
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ABSCHNITT  VII

Liquidationsmassnahmen

83.)Da die 5 Millionen Schilling auf Grund des

Kunst- und Kulturgutbereinigu.ngsgesetzes erst im Frühjahr

1970 zur Verfügung stehen -erden, ist eine Liquidation der

Sammelstellen erst einige Zeit nach diesem Datum möglich.

Als äusserstes Datum kann der 31. Dezember 1970 angenommen

werden.

84.)Soweit über die verbleibenden Aktiven bis etwa

drei Monate vor dem letzten in Aussicht genommenen Termin

nicht verfügt sein wird, wird es notwendig sein, diese Aktiven

einem Treuhänder zu übergeben. Dieser Treuhänder wird sich

gegenüber denjenigen, welche Anspruch auf Zuweisungen aus den

kollektiven sozialen Mitteln haben, verpflichten müssen, den

Berechtigten ihre Anteile aus dem Reinerlös des restlichen

Vermögens zu übereisen. Ich werde sowohl dem Kuratorium der

Sammelstelle A als emch dem Kuratorium der Sammelstelle B

vorschlagen, als Treuhänder den Fonds zur Hilfeleistung an

politisch Verfolgte, die ihren Wohnsitz und ständigen Aufent-

halt im Ausland. haben (Hilfsfonds) zu bestellen, der vermut-

lich noch wiei Jahre tätig sein wird und auch nach Beendigung

seiner Tätigkeit formell aufrecht erhalten werden kann, um

seine treuhänderische Verpflichtung (die er wohl auch gegen-

über dem Abgeltungsfonds wird übernehmen müssen), zu erfüllen.

Sollten die Kuratorien meinen Vorschlag annehmen,'

müsste die Sammelstelle A mit den Kultusgeueinden und die

Sammelstelle B mit den politischen Verbänden entscheiden, ob

sie mit der Bestellung des Hilfsfonds zum Treuhänder einver-

standen sind.

85.)Bis zum Zeitpunkt der Liquidation der Sammel-

stelle A und der Sammelstelle B werden alle noch anhängigen

Anträge auf Zuteilung von Zuwendungen (es handelt sich nur

um ganz wenige Fälle) rechtskräftig erledigt sein. In allen

diesen Fällen wird aber die Zuteilung auf Grund der rechts-

kräftigen Entscheidung erst erfolgen können, wenn das präju-

dizielle Verfahren nach dem BEG od.or OFG beendet ist. Die

Sammelstellen werden daher aus den für die Verteilung be-

stimmten Mitteln dem Treuhänder einen entsprechenden Betrag

zur Verfügung stellen müssen, der, soweit er nicht ausge-

zahlt werden wird, ebenfalls nach den für kollektive soziale

Zwecke dienenden Grundsätzen zu verteilen sein wird.
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86.)In einigen Fällen haben die Sammelstellen (es

handelt sich vor allem um die Sammelstelle A) Vorauszahlun-

gen geleistet, da das präjudizielle BEG-Verfahren wenig au
s-

sichtsreich und langdauernd ist. Sollte der Antragsteller

jedoch im BEG-Verfahren obsiegen, hätte er die Vorauszahlun-

gen rückzuzahlen. Entsprechende ErklÄrungcn liegen vor.

Auch diesbezüglich würde der Treuhänder tätig werden müssen.

87. )Schwierigkeiten können im Verfahren gegen die

Jugoceska entstehen, in welchem die Sammelstelle Beklagte

ist. Da aber das Verfahren bereits in 2. Instanz anhängig

ist, ist zu erwarten, dass es im Zeitpunkt der Liquidation

bereits beendet sein wird.

88.)Kurz vor dem endgültigen Termin der Liquidation

werden die Akten an das österreichische Staatsarchiv zu über
-

geben sein.

89.)Der Hilfsfonds wird für diese Tätigkeit ein Pau-

schalhonorar fordern müssen. Ich glaube, dass S 2.000.- pro

Monat angemessen sind.

Ich kann diesen Bericht nicht abschliessen, ohne

den Mitgliedern dar Kuratorien, den Mitgliedern der Zuerken-

nungskommissionen und meinen Mitarbeitern für die ausge
zeich-

nete Unt rstUtzung zu danken, die sie mir während meiner Täti
g-

keit als Geschäftsführer der Semmelstelle A und der Sammelst
el-

le B gewährt haben.. Ohne diese Unterstützung hätten die S
am-

m.elstellen.die ihnen gestellt: Aufgabe nur in weit geringere
m

Masse erfüllen können, als ihnen dies gelungen ist.

Wien, im Mai 1969



Sammelstelle A

Wien II., Taborstraße 4 - 6

Gesamtrechnungsabschluß

für die Zeit vom 1. Jänner 1958 bis 31. Dez. 1968



Gesamtrechnungsabschluß für die Ze:

Überweisung an Sonderdepot  

Überweisungen an Sammelstelle A (Verteilung)

Überweisungen an Sammelstelle B (Verteilung)

Auszahlungen an Billigkeitswerber  

Naturalrückstellungen an Billigkeitswerber  

Abtretungen von Rückstellungsansprüchen an
Billigkeitswerber  

Rücklagen für Billigkeitsfälle  

Rücklage für Gerichtskosten  

Rücklage für eventuelle Rückzahlungen  

S

Jäa

5,000.000,,inru

166, 530.640,-i.nn<

48,632.660,-inm
B(

57,763.528,4
Uckt

3,679.350,7
ückt

16,760. 522, 4Lick;

623 . 326, 7ück,

106.000,-Jon

41 .029, 3+inn,

Rücklage für Haftungen  80.000 ,

Verwaltungsaufwand aus
a

Personalaufwand  S 11,081.553,31
Uck

Sachaufwand  it 6,876.215,54 A
Abschreibungen  re 282.020,60 18,239.789,4:

d nn

Vermögensposten zum 31. 12. 1968 lins

Betriebseinrichtungsgegenstände  S 218,-- ~i nn

Wertpapiere  It 735,33 953,3J,
tr

Bargeld  4.202,2(
'rtr

Bankguthaben  2,015.614,8
ost

Liegenschaften  179.327,0J
ons

Forderungen  489.972 , 0~
ück

iück

(erk

320,146.916,19

Leiter der Buchhaltung
Ernst Rapf m.p.



Ze Jänner 1958 bis 31. Dezember 1968

S

)Ot nnahmen auf Grund Art. 26 des Staatsvertrages  
 5,000.000,-.

40,Jinnahmen auf Grund des Kreuznacher Abkommens  
 38,605.800,-.

5O, nnahmen auf Grund des Sammelstellen-Abgeltungsgesetzes

BGB1. 150/66 ..   22,700.000,-

28,
;

~izckgestellte Bargeldguthaben   11,139.788,5

50,7
.ickgestellte Objekte   52,325.974,5

22,1ñickgestellte Wertpapiere  
 26,069.046,7

26,7ickgestellte Fahrnisse  
 828.193,3

)0,-gon Billigkeitswerbern realisierte Rückstellungsa
nsprüche 16,760.522,-

29,3innahmen aus dem Vergleich von Anträgen  
 100,087.632,5

)0,-innahmen aus dem Vergleich von Wertpapieren  
 2,039.946,5

'auschale für Versicherungsansprüche und für Ansprüche

aus dem Reststückegesetz   7,000.000,-

ücküberweisung vom Fonds zur Abgeltung gewisser

Ansprüche nach dem 7. Rückstellungsgesetz   5,470.685,3

39,4
;innahmen an MWE  

 13,352.206,/

insenerträge   8,992.585,2

Innahmen auf Grund von Wertsicherungen  
 197.721,:

53,1
rträge der Liegenschaften  

 4,458.632,1:

)2,2(
rträge der Wertpapiere  

 2,819.702,E

14,8.
ostenersätze von Billigkeitswerbern  

 803.802,1

?7,0;
bnstige Einnahmen  

 287.960,'

72,02
iücklagen   905.062,E

iückstellungen für Ratenzahlungen   164.700,-

'erbindlichkeiten zum 31. 12. 1968   136.952,'

6,19 320,146.916,

Geschäftsführer

Dr. Georg Weis m.p.



~
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